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Bebauungsplan „Nachhaltige Wohnbebauung“ in Oberschöna, Gemarkung Kleinschirma 

hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  

Ihr Schreiben vom 20.07.2021, Az.: We, Frau Weise, hier eingegangen am: 22.07.2021 

Anlagen: 0 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ihr Schreiben ist am 22.07.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA) eingegangen und wird hier 

unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für die Beteiligung des EBA als 

Träger öffentlicher Belange. 

 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und 

die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als 

Träger öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die 

Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

(Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz – BEVVG) berühren. 

 

Seitens des Eisenbahn-Bundesamtes werden zu der zur Stellungnahme vorgelegten Unterlagen 

Einwendungen und/oder Bedenken grundsätzlicher Art nicht erhoben. 

 

http://www.eisenbahn-bundesamt.de/
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Wie in Ihren Unterlagen dargestellt, befinden sich im Verfahrensgebiet/Einzugsgebiet 

Eisenbahnbetriebsanlagen die zur Eisenbahnstrecke 6258 Dresden Hbf – Abzw Werdau 

Bogendreeick gehören. Diese sind bzw. gelten als planfestgestellt im Sinne des § 18 des 

Allgemeinen Eisenbahngesetzes und genießen daher öffentlich-rechtlichen Bestandsschutz und 

stehen unter dem eisenbahnrechtlichen Fachplanungsvorbehalt. 

 

Es ist sicherzustellen und auch für die Zukunft zu gewährleisten, dass weder bei der Realisierung 

der Planung des Vorhabens und im nachfolgenden Zeitraum weder die Substanz der 

Eisenbahnbetriebsanlagen noch der darauf stattfindende Eisenbahnverkehr gefährdet werden.  

Erforderlichenfalls sind in einvernehmlicher Abstimmung mit dem Eisenbahninfrastrukturbetreiber, 

die notwendigen Schutzvorkehrungen zu treffen. 

 

Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlage hat nach den anerkannten 

Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, technischen Bedingungen 

und einschlägigen Regelwerken zu erfolgen. Insbesondere sind Übernahmen von Baulasten 

(Abstandsflächen, Zuwegungen, Grenzbebauungen usw.  oder andere Verpflichtungen (z. B. 

Dienstbarkeiten) wegen des Bauvorhabens und zu Lasten der Bahngrundstücke unbedingt 

auszuschließen. 

 

Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der Betreiber 

der Eisenbahnbetriebsanlagen (Infrastrukturbetreiberin/Grundstücksnachbarin und Träger 

öffentlicher Belange) prüft. Die Betreiber dieser Anlagen sind möglicherweise betroffen. Daher 

werden die gebotenen Beteiligungen auch im Hinblick auf den bauzeitlichen Flächenbedarf bei der 

Umsetzung des o.g. Vorhabens sowie im Hinblick auf ggf. notwendige 

Schutzmaßnahmen/Schutzvorkehrungen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfinden. 

 

Durch das Bauvorhaben darf die Sicht auf Signale nicht eingeschränkt werden. 

Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z. B. Baustellenbeleuchtung, 

Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung usw.) in der Nähe der Gleise hat der Bauherr sicherzustellen, 

dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, 

Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. 

 

Mindestabstände und Maximalhöhen sind einzuhalten. Weiterhin muss bei der Planung die Lage 

von Kabeln und Leitungen der Medienträger beachtet werden. Auch ein unbeabsichtigtes Betreten 

und Befahren der Bahnanlage ist auszuschließen. 

 

 

 



 
 
 

3 

Es ist vorsorglich darauf hinzuweisen, dass nach gegenwärtig bestehender Rechtslage bei 

Bestandsstrecken von dem Betreiber dieser Eisenbahninfrastruktur, keine Nachrüstung von 

Lärmschutzmaßnahmen gefordert werden kann (vgl. § 1 der 16. Bundes-

Immissionsschutzverordnung). Insoweit wird auch auf § 50 BImSchG verwiesen. 

Ansprüche auf Schutzvorkehrungen gegen Eisenbahnverkehrslärm gegen den 

Eisenbahninfrastrukturbetreiber bestehen jedoch nur im Rahmen der bereits angeführten 16. 

Bundes-Immissionsschutzverordnung. 

 

Sofern nicht bereits ohnehin durch Sie veranlasst, rege ich an, in diesem Verfahren auch den 

Infrastrukturbetreiber und DB Immobilien Leipzig zu beteiligen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Wolter 


